
Dr. Gysi (PDS):

Aus der Tatsache, daß diese drei Anträge abgelehnt worden 
sind, ergibt sich meines Erachtens sowohl die Zulässigkeit als 
auch die Zweckmäßigkeit eines sozusagen hilfsweisen Ände­
rungsantrages. Wenn nun der § 7 Abs. 6 bleibt, dann möchte ich 
beantragen, die Zahl 5 durch die Zahl 3 zu ersetzen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Gut. Das ist ein Abänderungsantrag, der kann jederzeit ge­
stellt werden. Darüber muß abgestimmt werden. Das ist nun 
ganz korrekt. Also, nach dieser Abstimmung ist der § 7 Abs. 6 er­
halten geblieben. In der dritten Zeile steht:... die mindestens 5 
von 100 der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen 
erhalten oder mindestens in drei Wahlkreisen einen Sitz errun­
gen haben. - Diese 5 soll jetzt nach Abänderungsantrag, den ich 
von Herrn Gysi sicherlich noch schriftlich bekomme, aber den 
man sich Gott sei Dank auch so merken kann, eine 3 dastehen.

Keine Wortmeldungen dazu? - Wer der Meinung ist, daß die 5 
als Sperrklausel durch eine 3 von Hundert ersetzt werden soll, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. Wer ist dage­
gen? - Die klare Mehrheit ist dagegen. Damit ist auch der Abän­
derungsantrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Gesamtvorlage - 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verfassung und Ver- 

—waltungsreform zum Gesetz über die Wahlen zu Landtagen der 
Deutschen Demokratischen Republik (Länderwahlgesetz), wie 
sie in der Drucksache Nr. 101 a vorliegt. Wer diesem Länderwahl­
gesetz seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Wer stimmt diesem Länderwahlgesetz nicht zu? - Wer 
enthält sich der Stimme? - Danke schön. Es war eindeutig die 
Mehrheit für dieses Länderwahlgesetz.

(Zuruf: Zwei Drittel brauchen wir!)

(Beifall)

Es handelt sich zwar um ein Gesetz, das der Ausschuß für Ver­
fassung und Verwaltungsreform eingebracht hat. Es handelt 
sich aber nicht um ein Verfassungsgesetz. Sonst hätte ich vorher 
darauf hinweisen müssen.

(Zuruf: Nur, daß Sie es vergessen haben, ändert doch nichts 
daran.)

Bitte schön, Abgeordneter Schemmel.

Schemmel (SPD):

Erklärung zum Abstimmungsverhalten: Die Mitglieder der 
SPD-Fraktion haben sich bei der eben erfolgten Abstimmung 
der Stimme enthalten. Diese Enthaltung stellt kein Ablehnen des 
Gesetzes an sich dar. Sie bezieht sich lediglich auf Verfahrens­
weise und Umgang mit der Anlage des Gesetzes. Diese Anlage 
beinhaltet die Einteilung der Wahlkreise. Diese Einteilung ist bei 
dem vorliegenden Wahlsystem eine sehr sensible Frage. Bei 
gleichem Wahlverhalten der Bürger können durch Veränderung 
der Einteilung der Wahlkreise durchaus bei der Vergabe von Di­
rektmandaten über die Erststimme unterschiedliche Ergebnisse 
entstehen. Die Wahlkreiseinteilung bedarf deshalb einer einver­
nehmlichen Zustimmung aller Parteien. Dem federführenden 
Ausschuß der Volkskammer lag der vom Statistischen Amt der 
DDR angefertigte Entwurf nicht vor. Auch in der Ausschußsit­
zung in dieser Woche wurde er - obwohl von der SPD angefor­
dert - nicht vorgelegt. Beraten wurde er bislang von den Regie­
rungsbevollmächtigten der Bezirke mit ihren Landräten. Aus 
dieser Runde liegen laut Aussage des Statistischen Amtes Kriti­
ken und Änderungsanträge vor, die Änderungen der Wahlkreise 
bewirken. Um erstens eine einseitige parteipolitische Beeinflus­
sung auszuschließen, zweitens keinen Startvorteil für bestimm­
te Parteien bei der Aufstellung der Wahlkreiskandidaten zuzu­
lassen und drittens der Volkskammer zu ermöglichen, dem kom­
pletten Gesetzeswerk zuzustimmen, hat die SPD-Fraktion für

kommenden Donnerstag eine Sondersitzung beantragt. Dem 
Antrag wurde nicht stattgegeben.

Mit der Enthaltung verleihen wir unseren Antrag Nachdruck 
und verwahren uns gegen die bisherige Verfahrensweise.

(Beifall bei der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Danke schön. - Der Abgeordnete Gysi.

Dr. Gysi (PDS):

Herr Präsident! Ich bin der Meinung, daß es sich hier eindeu­
tig um ein Verfassungsgesetz handelt, und zwar erstens, weil 
erstmalig die Wahlen in Ländern geregelt werden, zweitens, weil 
Wahlbestimmungen in der Verfassung keine Sperrklausel ken­
nen, drittens weil Wahlen außerhalb der Volkskammer bisher 
Ausländerwahlrecht kannten. Das alles berührt sehr wohl die 
Verfassung, so daß ich der Meinung bin, Sie sollten, wenn Sie das 
bisher versäumt haben, noch einmal sagen, daß es sich um ein 
die Verfassung berührendes bzw. änderndes Gesetz handelt und 
auf dieser Grundlage die Abstimmung dann auszählen lassen 
oder meinetwegen dann auch wiederholen, damit das jeder vor­
her weiß.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Das Gesetz, wenn es ein Verfassungsgesetz ist, muß ausdrück­
lich als solches ausgewiesen sein. Das schreibt unser Rahmenge­
setz vor. Auf allen anderen Vorlagen steht auch Verfassungsge­
setz drauf. Wenn jemand meint, und darüber kann man diskutie­
ren, daß es ein Verfassungsgesetz ist, hätte das vorher bei der 
Lesung beantragt werden müssen. Leider, es stand Gesetz drauf, 
und Sie meinen jetzt, es hätte Verfassungsgesetz draufstehen 
müssen.

(Unruhe im Saal)

Doch, wir haben den Text beschlossen, das ist nun schon mal 
wichtig.

(Unruhe im Saal)

Bitte schön.

Dr. Gomolka (CDU/DA):

Ich bitte darum, noch eine Erklärung zum Ländereinfüh­
rungsgesetz abgeben zu können. Ich habe gewartet, da die bei­
den Gesetze offenbar in einem Zusammenhang standen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Ich habe das eben bemerkt. Ich dachte auch, es wäre zum Län­
derwahlgesetz. Sie können diese Erklärung gleich abgeben. Es 
war aber noch eine andere Wortmeldung vielleicht zur Sache. 
Bitte schön.

Becker (CDU/DA):

Ja, zur Sache. Dem Ausschuß lag also als verfassungsändern­
des Gesetz das Ländereinführungsgesetz vor. Das ist eindeutig 
hier so abgestimmt worden. Das Wahlgesetz ist eine weitere 
Ausprägung dieses Ländereinführungsgesetzes und wurde im 
Ausschuß nicht als Verfassungsgesetz weder vorgeschlagen 
noch diskutiert.
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